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Gericht 

Verfassungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

13.06.2023 

Geschäftszahl 

E693/2023 ua 

Leitsatz 

Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Nichtzuerkennung 
des Asylstatus an eine Familie von syrischen Staatsangehörigen; mangelhafte Auseinandersetzung mit der 
Gefahr der Zwangsrekrutierung eines derzeit Minderjährigen sowie mangels schlüssiger Begründung 

Rechtssatz 

Nach den Länderberichten (Staatendokumentation) ist für Männer zwischen 18 und 24 Jahren die 
Ableistung eines "Wehrdienstes" in der "Demokratischen Selbstverwaltung für Nord und Ostsyrien" 
verpflichtend. Für den im Jänner 2007 geborenen Beschwerdeführer besteht somit im 
Entscheidungszeitpunkt des BVwG in weniger als 2 Jahren die Gefahr, in der "Demokratischen 
Selbstverwaltung für Nord und Ostsyrien" für die SDF zwangsrekrutiert zu werden. Vor dem 
Hintergrund, dass es zu Überprüfungen von möglichen Rekruten an Checkpoints und auch zu 
Ausforschungen komme und das "Dekret Nr 3 vom 4. September 2021" teilweise mit Gewalt 
durchgesetzt werde, hätte das BVwG nicht ohne weiteres eine fehlende Verfolgung annehmen dürfen, 
sondern sich im Rahmen seiner Prognoseentscheidung mit einer etwaigen asylrelevanten Verfolgung im 
Zusammenhang mit der Gefahr einer Zwangsrekrutierung im Zuge des Erreichens der Volljährigkeit des 
Beschwerdeführers auseinandersetzen müssen. Er befindet sich mit 16 Jahren in einem Alter, in dem eine 
mögliche Zwangsrekrutierung ab Erreichen des 18. Lebensjahres nicht allein mit den Hinweisen darauf, 
dass er derzeit das "wehrfähige" Alter von 18 Jahren noch nicht erreicht hat und die Gefahr der 
Rekrutierung als Minderjähriger nicht besteht, als reale Verfolgungsgefahr ausgeschlossen werden kann. 
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